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II- .365lf d1l1 Beilagen fl.l den Stenographifichen Protokollen delO Nationalrates .. _-,_.... ...... _. . ... 
DER BUNDESMINISTER 

FüR JUSTIZ 

XIV. GcsetzgcDungsperiode 

571.03/4-III5/78 

, An den 

46!#/AB 

1978 -04~ 2 8 
zu 46X:, jJ 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

.. 
1017 \1{ i _~.11 

. . Zur 21- 1676/J.-NR/1978 

Die schriftliche Anfrage der Abgeordneten zum 
Nationalrat Dipl.lng. Dr. Lei t n e r und Genos­
sen vom 1.3.1978 (1676/J), betreffend Persona1ent-

. '\'licklung im Bereich des Bundesministeriums für Justiz, 
beantworte ich \vie folgt: 

Ob"mhl an dEm öffentlichen Dienst immer größere 
Anforderungen gestellt werden und die Bundesregierung 
anderseits bestrebt ist, die Serviceleistungen des Bun­
des für die Bevölkerung stetig zu verbessern, insbeson­
dere auch im Bereich des erleichterten Zuganges zum 
Recht für alle Bevölkerungsschichten, sieht sie sich 
aus staatsfinanziellen Er'liJägungen gez\'IlUngen, den Per­
sonalauf~!land des Bundes durch Verminderung der Anzahl 
der Planstellen bzw. durch Einschränkung der t~erstunden­
leistungen zu verringern. 

~u 1): 
Personalstand laut Dienstpostenplan und tatsächli­

chen Stand der Beschäftigten im Gesamtressort: 

systemisiert Beschä·ftigte zum 1.4. 

1970 9.21lj. 9.061 
1976 10. '129 9.993 
1977 10.028 10.003 
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~u 211-
Personalstand laut Dienstpostenplan und tatsächli-

cher Stand der Beschäftigten in der Zentralstell€:: 

.1970 
1976 
1977 

klLili 

154 
191 
189 

143 + 63 Zugeteilte = 206 
191 + 76 -"- = 267 
189 + 66 _11- = 255 

·In meinem Ressort \"rurden im Jahre 1975 857.109, 
im Jahre '1976 925.552 und im Jahre 1977 986.523 Über­
stunden angeordnet und durch Zeitausgleich abgegolten 
bzw. durch eine entspr'echende Entschädigung honoriert. 
überdies ~~lrden im Jahre 1975 1643, im Jahre 1976 1803 
und im Jahre 1977 1794 Bedienstete meines Ressorts 'We­
gen einer regelmäßigen Uberstundenleistung im Gesamtaus­
maß von 424.664 im Jahre 1975, 459.309 im Jahre 1976 und 
461.h93 im Jahre 1977 Pauschalabgeltungen ausbezahlt. 

- Darüber hinaus erhielten im Jahre 1975 229, im Jahre 1976 
233 und im Jahre 1977 232 Bedienstete meines Ressorts 
eine Ver\"lendungszulage bzw. Verwendungsabgel tung im Sinne 
des § 30a des Gehaltsgesetzes 1956, die mit einem Teilbe­
trag als Abgeltung einer zeitlichen Hehrleistung gewährt 
wurden. 

-.,Da durch die zuletzt genannten Zulagen bz\'i. Abgel­
tungen nur ein r.Undestmaß an regelmäßig geleisteten Über­
stu.\J.den abgegolten wird und darüber hinausgehende zei t­
liehe Mehrdiens·tleistungen nich:t erhoben werden, bin ich 
nicht in der Lage, die an mich gestellte Frage, "vie viele 
Überstunden in meinem Ressort geleistet w~rden, exakt zu 
beantvlOrten. 

,~ l}): 

Die als Abschluß meiner Ant'tlort zur Frage 3) getrof­
fene Feststellung macht es mir bedauerli.cherweise auch un­
möglich, d.iese F'rage exakt zu beant\'rorten. Ich möchte aber 
darüber hinaus darauf hin'Vmisen, daß eine rein arithmeti­
sche Berechnung (Division der geleisteten Überstunden 
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durch die ,jährliche Stundenleistung einer Arbe! tskraft 

von 2080) keine Aussagekraft hat. Eine solche Berechnung 
ließe nämlich das Ausmaß der Erholungsurlaube, 'die Dauer 
der in Anspruch genommenen Pflegeurlaube, die Zahl und 
Dauer d.er Krankenstände, ge\\iährte Kur>aufenthal te, die 

sämtliche nicht nur von Ressort zu Ressort, sondern inner­
halb dieser von Gruppe zu Gruppe verschieden sind und so­
gar nach der Altersst~Jktur der Bediensteten einer Dienst­
stelle und nach dem Geschlecht dieser differieren, außer 
Betracht. 

,fu 5 ).1. 
Im Sprengel des Oberlandesgerichtes Linz wu.rden durch 

die Übergabe der Reinigungsarbeiten im Gebäude des Landes­
gerichtes Salzburg insgesamt 10 Planstellen von Reinigungs­
kräften im Jahre 1975 eingespart. Eine weitere zusätzliche 
Planstelle konnte im Jahre 1977/78 eingespart werden, be­
dingt durch Reduzierung vonst~~denweisen Beschäftigungs­
ausmaßen von Reinigungspersonal. 

Ferner konnte im Bereich des Oberlandesgerichtsspren­
gels Innsbruck, durch Übergabe der Reinigungsarbeiten in 

den Gebäuden des Bezirks- und Landesgerichtes, sO\11e Ober­
landesgerichtes Il1nsbruck eine Einsparung von 13 Planstel­
len des Reinigungspersonales erreicht 'werden 0 

Es ergibt sich sohininsgesamt eine Einsparung von 
23 bzw. 24 Planstellen des Reinigungspersonales. 

In den Sprengeln des Oberlandesgerichtes \'lien und des 
Oberlandesgerichtes Graz erfolgten keine generellen Über­
gaben von Hein.igul1.gsaufgaben an private Helnigungsfirmen, 
in den Bereichen dieser Sprengel werden nur fall\'leise Rei­
nigungsarbei ten bzvl. Fensterputzarbeiten - dies allerdings 
seit Jahren - an private Reinigungsfirmen vergeben. 

Für den Bereich der Zentralste11e, das BU.ndc::rr.ini,.· 
sterium für \1ustiz, ist anzumerken, daß die Reinigtlngs­

arbeiten ebenfalls durch eine private Reinigungsfirma 
durchgefUhrt werden, allerdings bereits seit Bezug des Ge­
bäudes im tJahre 1971 durch das Ministerium, sodaß niemals 
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Die selbst in dem S:(J:t'r;lI.ge1, ·~!O ~' . .':.nsparungell von Plan­

stellen für Reinigungo'.:;kre.ften f~:!:':ceicht werden konnten, 

noch vorhandenen, besetzten .?1::n3tellen von Reinigungs­

kräften sind einersei -~:f:) auf ci.J.C: Unkündbarkeit dieser 

Dienstverhäl tnisse nac::, dem nU1.i1:chr in Kraft stehenden 

BDG bZ1tl. VBG und a.ndC:}'S8i·t;~) ;:u:':.' der noch bestehenden Not­

vle!ldigkei t, hauseigenS! l-teir:iE',;.ngskräfte zur Verfügung zu 

halten, zu erklären. 

Abschließend muß noch d.ar~\ui' ver'tliesen \-!erden, daß 

die Gebäude der Landes- bz~;;. K!'eisgerichte, die über an­

geschlossene Gefangen.häuse:'" verfügen, durch Arbeitstrupps 

von Häftlingen gereinigt ,,'Terden 0' 

~u 6): 
Zur Frage ,'\lielche I\laßna.rilllen auf dem Gebiete der Ver­

-v.ral tungsreform im J"ustizressort getroffen vJurden, ist aus­

zuführen: 

a) der Rechnungshof, der die gesamte Ver\'mlt.ung u.nter 

anderem auf die Einhaltung der Gebote der Sparsamkeit, 

\virtschaftlichkei t und ZVleckmäßigkei-c zu UberprUfen hat, 

hat seit dem Jahre 1959 in zahlreichen Einschauberichten 
die Forderu.'I1g erhoben t kleine, nicht mehr lebensfähige 

Bezirksgerichte aufzulassen. Das Bundesministeriumfür 

J'ustiz entspricht daher nii t seinen seit mehr als 1 1/2 

Jahrzehnten unterno~nenen Bemühungen um die Auflassung 

leIeiner Bezirksgerichte dieser vom Rechnungshof immer wie­

der mit Nachdruck 81"hobenen Forderung. Es erfüllt damit 
aber auch seine Pflicht, dafür Sorge zu tragen, daß der 

rechtsuchenden Bevölkerung auch auf Bezirksgerichtsebene 

Gerichte zur Verfügung stehen, die jederzeit einen\'lirk­

samen und raschen Rechtsschutz gewährleisten. Das kleine 

Bezirksgericht, das in der Regel nur mit einem Richter 

besetzt ist, lca!' .. n dieser Forderung in einem geringeren 
Haß entsprechen als Bezirksgerichte, die stä:ldig mit min­
des'tens zwei Richtern besetzt sind f die einen Gedankenaus­
taußch pflegen und sich im Falle von Erkrankungen oder 
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\'lährend der Urlaubszeit vertreten können. 
Nach der Judikatur des Verfassungsgerichtshofs ist 

die Auflassung eines Bezirksgerichtes gemäß § 8 Abs 5 
lit d des Übergangsgesetzes vom 1.10.1920 in der Fassung 
des 'BGBI Nr 368/1925 durch Verordnung der Bundesregierung 
mit Zustimmung der Landesregierung zu verfügen. 

Ohne Zustimmung der Landesregierung kann daher eine 
vom Bundesministerium für Justiz aus den eingangs ange­
führten Grü.nden für not'l.vendigerachtete Auflassung eines 
Bezirksgerichtes nicht verfügt werden. 

Im Jahre 1976 ist das Bundesministerium für Justiz 
neuerlich an die Landesregierungen der Bundesländer Kärnten, 
Niederös.terreich, Oberösterreich, Salzburg , Steiermark, 
Tirol und Vorarlberg mit dem Ersuchen herangetreten, der .. 
Auflassung einer Reihe kleiner, in diesen Bundesländern 
gelegenen Bezirksgerichte zuzustimmen. 

Die Landesregierungen von· Kärnten, Steiermark und 
Tirol haben diesem Ersuchen entsprochen. So kdnnten mit 
Zustimmung der Steiermärl{ischen Landesregierung mit 1.10. 
'1978 8 Bezirksgerichte in der Steiermark, mit Zustimmung 
der Kärntner Landesregierlli~g 14 Bezirksgerichte in Kärnten 
und mit Zustimmung der Tiroler Landesregierung 2 Bezirks­
gerichte in Tlrol aufgelassen 'V/erden. 

In Kärnten ist die Auflassul'lg von 4'Bezirksgerichten 
mit 1.7.1977 vlirksam gevlOrden; die Auflassung von 7 we~­
teren Bezirksgerichten wird am 1.7.1978 und. die von 3 Be­
zirksgerichten am 1.7.1979 wirksam werden. 

In Tirol ist die Auflassung eines Bezirksgerichtes 
am'1.7,,1977, die Auflassung eines z\'miten Bezirksgerichtes 
am 1.1.1978 i'lirksam geworden. 

Die Zustimmung der Landesregierungen von Niederöster­
reich, Oberösterreich, Salzburg und Vorarlberg Zllr Auflas­
sung von Bezirksgerichten konnte bisher noch nicht er\'1irkt 
"verden, doch sind Verhandlungen vor allem mit der Nieder­
östorreichischen Landesregierung im Gange. 
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, 

Das Bundesml:tüsterium fUr Justiz ist sohin um die 
Erwirkung der Zustimmung der zuständigen Landesregj.erun­
gen weiterhin bemüht. ' 

b) Das Bundesministerium für Justiz arbeitet seit 
1973 gemeinsam mit dem Bundesministerium für Bauten an 
der Umstellung des Grundbuches und des Katasters auf EDV. 
Es wird eine Grundstücksdatenbank angestrebt, in der die 
Daten beider Einrichtungen gemeinsam gespeichert sind. 
Die Grundbuchseintra~Jngen sollen dabei von den Grund­
buchsgerichten aus im Dialogbetrieb abgefragt und geän­
dert und dort auch eingesehen \"erden können. Diese Auto­
matisierung würde nach derzeitigen Schätzungen zu einer 
Personaleinsparung in den Grundbuchsabteilungen von 35 
bis 40 96 führen. 

Dieses Vorhaben befindet sich - für den Bereich des 
Grundbuches - noch im Stadium eines r10dell versuches. Ne~ 
ben der Planung und den erforderlichen legistischen Ar­
beiten wird bei 5 Bezirksgerichten im Sprengel des Ver­
messungsamtes Wien an der Ersterfassung der Grundbuchsein­
tragungen gearbeitet. vlenn die Planungs-, Ersterfassungs­
und legistischen Arbeiten termingemäß "leitergeführt werden 
können, \'Jerden die Voraussetzungen fUr eine auf die ange­
führten Bezirksgerichte beschränkte Umstellung des Grund­
buchsbetriehes voraussichtlich in et\lJ'a 3 Jahren gegeben 
sefn. Für eine bundes\'rei te Umstellung müßten unter günsti­
geren Voraussetzungen mindestens weitere 10 Jahre gerech­
net 'werden. 

In einem Teilbereich haben die Vorbereitungsarbeiten 
schon jetzt zu einer Rationalisierung geführt: es besteht 
die Möglichkeit, für alle "'iener Bezirksgerichte und die 
Bezirksgerichte Klosterneuburg und Purkersdorf die Hilfs­
verzeichnisse zum Grundbuch, nämlich die Namen-,Grundstücks­
und Straßenverzeichnisse g unter Benützung der bereits ge­
speicherten Daten automatisch auf dem letzten Stand auszu­
drucken. Damit fällt die Notwendigkeit weg, die Verzeich-
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nisse händisch umzuschreiben. Dies 'wäre bei dEm meisten 
der genannten Ge.:c1..chte 'vlege:n der UnUbersichtlichkei t und 
Abnützung der in Verwendung stehenden Verzeichnisse be­
rei ts notvlendig. 

c) fU t Erlaß des Bundesministeriums für Justiz vom 
2.11 .19'17, J~1Z 19.305/3-1 '2/77, sind die im § 277 Abs 1 
und 2 Geo vorgesehen gevlesenen Gebarungs- und Verrech­
nungsprüfungspflichten, denen die Vorsteher der Bezirks­
gerichte und die' Präsidenten der G,erichtshöfe erster 
Instanz zu u..'1bestirnmten Zei tpunlcten eirunal monatlich bz\'l. 
ein- allenfalls zweimal jährlich nachzukommen hatten, auf­
gehoben vlOrden. Dies mit Rücksicht darauf, da.ß auf Grund 
weiterer Prüfungen eine ausreichende Gebarungs- und Ver­
rechnungsprüfung ohnedies sicher:gestell t \Var bZ'V/. ist. 

d) Auf Anregung und nach Vorarbeiten des Bundesmini­
steriums für J'ustiz haben die Präsidenten der Oberlandes­
gerichte Haftungserklärungen der österreichischen Rechts­
an'VTaI"l:;skammern und einzelner Sozia1versicherungsanstal ten 
für die im Exekutionsverfahren von den Parteien zu zahlen­
den Haft- und Sperrkosten angenommen. Hiedurch vlird den 
Gerichten ermöglicht, von der von Gesetzes wegen vorge­
schriebenen Einhebung von Vorschüssen auf diese Kosten im 
Einzelfall abzusehen; die Gerichte machen von dieser Mög­
lichkeit auch weitestgehend Gebrauch, sodaß Haft- und Sperr­
kosten von den Parteien nur dann gezahlt ,';erden müssen, 
,,,enn sie tatsächlich aufgelaufen sind. Da es in einer Viel­
zahl der Fälle dazu überha.upt nicht kommt, stellt die Haß­
nahme eine bedeutende Verwaltungsvereinfachung dar, zumal 
die sonst not"t,'Tendigen Überweisungen und Rücküberv!eisungen 
entfallen. 

e) Das FormblattvJesen vrurde und wird laufend verein­
facht. 

f) Im Bereich des Strafvollzuges ,·rerden durch den 
Einsatz moderner Bürover\lJaltungs- und Industrietechniken 
ständig Rationalisierungsmaßnahmen getroffen. Die dadurch· 
eingesparte Arbeitszeit ermöglicht eine intensivere Be-
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fassung der im Strafvollzug Tätigen mit den Fragen der 
Sicherheit im Vollzugs",esen. Darüber hinaus kann der 
Problematik der Aus- und Fortbildung so~rie der verbesser­
ten Freizeitgestaltung im Interesse einer 1ATÜnSchens\Afer­
°l;en Resozialisierung erhöhtes Augenmerk zuge','Iendet werden. 

lJJ · April' 1978 
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